
 

 

 

 

 

 

 
 

    
  

  
   
   

 
 

 

 

 

 
    

          
   

   

     
 

           
              

          
          

       
       

 
         
         

           
         

          
   

 
            

       
           

         
           

              
   

 
          

        
           
         

          

 
   

       
          
         

   
   
  

 

  

 
  

      
 

 
  

  
 

   
   

 
 

 
 

    
    

 
  

  
 

    
         

  
 
 
 

      
    

 

DEVAP · Geschäftsstelle · Invalidenstraße 29 · 10115 Berlin 

Frau 
Dr. Ulrike Hornung 
Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat 
Leiterin Referat M3 „Aufenthaltsrecht; Humanitäre Aufnahme“ 
Alt-Moabit 140 
10557 Berlin 

Vorsitzender 

Dr. Bodo de Vries 
Invalidenstraße 29 
10115 Berlin 
Tel.: 030 83001-277 
Fax: 030 83001-25277 
bodo.de-vries@johanneswerk.de 
www.devap.de 

Stellungnahme zum Referentenentwurf eines Fachkräfteeinwanderungs-
gesetzes (Aktenzeichen: M3-21000/28#7) - Ihre E-Mails vom 26. und vom 
27. November 2018 

Sehr geehrte Frau Dr. Hornung, 

für Ihre E-Mails an den Deutschen Evangelischen Verband für Altenarbeit und 
Pflege e. V. (DEVAP) vom 26. und vom 27. November 2018 danke ich Ihnen 
herzlich. Gerne nehme ich als Vorstandsvorsitzender die Möglichkeit zu einer 
Stellungnahme wahr, die Sie dem DEVAP mit Blick auf den Referentenent-
wurf zu einem Fachkräfteeinwanderungsgesetz des Bundesministeriums des 
Innern, für Bau und Heimat gegeben haben 

Die Altenpflege in Deutschland ist bereits heute bundesweit in unterschiedli-
cher Ausprägung von einem gravierenden Mangel an Fachkräften betroffen 
und braucht dringend mutige Lösungen, die dabei helfen, den Folgen des de-
mografischen Wandels durch die Sicherung einer ausreichenden Anzahl von 
Fachkräften - auch aus anderen europäischen Ländern sowie aus Drittstaaten 
- zu begegnen. 

So hat sich die Anzahl der älteren und pflegebedürftigen Mitmenschen in den 
letzten Jahrzehnten deutlich erhöht und wird verschiedenen Vorausberech-
nungen zufolge auch in den kommenden Jahren weiter deutlich zunehmen. In 
seinen aktuellen Annahmen geht das Statistische Bundesamt davon aus, 
dass sich die Zahl der auf Pflege angewiesenen Menschen in Deutschland 
von knapp 2,9 Millionen im Dezember 2015 auf ca. 4,2 Millionen bis zum Jahr 
2050 erhöhen wird. 

Zugleich nimmt das familiäre Pflegepotenzial deutlich ab und der zunehmende 
Anteil der pflegebedürftigen Menschen in stationären Pflegeeinrichtungen wird 
von einer stetig alternden Belegschaft versorgt. Im Jahr 2013 hat das Statisti-
sche Bundesamt erstmals Daten zur Altersstruktur der Beschäftigten in Pfle-
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geheimen erfasst. Demnach waren 38 Prozent der Beschäftigten bereits 50 
Jahre alt und älter. 2015 lag ihr Anteil bereits bei 40 Prozent. Aktuelle Zahlen 
der Bundesregierung belegen ferner, dass in der Pflege derzeit mindestens 
36.000 Fachkräfte fehlen. Bereits heute dauert es rechnerisch 172 Tage, um 
eine offene Stelle zu besetzen. Der Fachkräftemangel hat die Altenpflege 
längst erreicht und fordert alle politisch Verantwortlichen zum Handeln auf. 

Die Bundesregierung hat sich mit dem Entwurf eines Fachkräfteeinwande-
rungsgesetzes als einem neuen „Regelwerk zur Steuerung von Zuwanderung 
in den Arbeitsmarkt“ vorgenommen, Menschen aus dem Ausland mit Berufs-
ausbildung den Weg in den deutschen Arbeitsmarkt zu erleichtern und damit 
durch eine Stärkung der Fachkräftebasis in den Unternehmen und Betrieben 
die „Zukunft des Wirtschaftsstandortes Deutschland“ zu sichern. 

Auch für gut integrierte abgelehnte Asylbewerberinnen und -bewerber, die be-
reits einer Tätigkeit nachgehen, soll es in Zukunft einfacher werden, einen si-
cheren Aufenthaltsstatus zu erhalten. 

Vor dem Hintergrund des skizzierten Fachkräftemangels begrüßt der Deut-
sche Evangelische Verband für Altenarbeit und Pflege e. V: (DEVAP) das 
Vorhaben der Bundesregierung, das bestehende Aufenthaltsgesetz zu refor-
mieren. 

Der vorliegende Referentenentwurf des Fachkräfteeinwanderungsgesetzes 
wird den gesetzten Zielen jedoch aus Sicht des DEVAP in verschiedener Hin-
sicht nicht gerecht. 

Insbesondere die überarbeiteten Kernregelungen zur sog. Ausbildungsdul-
dung gem. §60b AufenthG sowie die Einführung der sog. Beschäftigungsdul-
dung nach §60c AufenthG gehen völlig an den praktischen Erfordernissen der 
diakonischen Träger und Einrichtungen vorbei. 

Die Regelungen zur Ausbildungsduldung sehen einen Anspruch auf Duldung 
vor, sofern der Betroffene entweder mit dem Status des Asylbewerbers eine 
Ausbildung angefangen hat und diese Ausbildung nach Ablehnung seines 
Asylantrages fortsetzen möchte oder unter der Voraussetzung einer beste-
henden Duldung nach §60a eine Ausbildung beginnen möchte. Zugleich wer-
den unter Abs. 2 zahlreiche Gründe aufgeführt, die zu einem Ausschluss der 
Ausbildungsduldung führen können. 

Auch wenn mehrere davon nachvollziehbar erscheinen, stellt sich spätestens 
im Zuge der häufig schwierigen Identitätsprüfung die Frage, wie viele Be-
troffene es tatsächlich schaffen werden, die Hürden der Ausbildungsduldung 
zu nehmen. Es ist hinlänglich bekannt, wie zeitraubend und aufwendig sich 
die Kontaktaufnahme zu den zuständigen Behörden des Herkunftslandes 
gestalten kann. Inwieweit unter diesen Voraussetzungen „alle erforderlichen 



 

         
       

 
          
          

           
            
          

         
         

      
 

         
         

          
       

 
         

              
        

         
       

           
 

           
            

            
        

         
          
        

       
        

 
          

        
            

        
 

 
          

         
       

        
        

und [...] zumutbaren Maßnahmen für die Identitätsklärung“ ergriffen werden 
können, bleibt eine Ermessensentscheidung der zuständigen Behörde. 

Nicht nachvollziehbar ist weiterhin, dass die Neuregelung am Prinzip der Dul-
dung festhält, anstatt für die Dauer der Ausbildung eine Aufenthaltserlaubnis 
zu erteilen und somit die für alle Beteiligten notwendige Rechtssicherheit zu 
schaffen. Die Duldung hingegen hält die Betroffenen nicht nur unnötig in einer 
weiterhin prekären Lebenslage. Sie gefährdet letztlich auch den Erfolg der 
Ausbildung und schafft für die ausbildenden Unternehmen keine hinreichende 
Handlungssicherheit. Für den DEVAP wäre daher die Einführung einer gesi-
cherten Aufenthaltserlaubnis zu Ausbildungszwecken deutlich zielführender. 

Positiv zu bewerten ist der Umstand, dass staatlich anerkannte Helferausbil-
dungen in die Ausbildungsduldung einbezogen werden. Hierzu kommt es je-
doch nur, sofern eine qualifizierte Ausbildung angestrebt wird. Auch diese Ein-
schränkung geht völlig an der Praxis vorbei. 

Die neue Beschäftigungsduldung sieht vor, den Betroffenen eine Duldung 
nach § 60a Absatz 2 Satz 3 für zwei Jahre zu erteilen, sofern definierte Anfor-
derungen, wie etwa eine regelmäßige Beschäftigung zur selbstständigen Si-
cherung des eigenen Lebensunterhaltes, vorliegen. Zwar wird hierdurch die 
bisherige Rechtslage verbessert. Dennoch bleiben die langfristigen Perspekti-
ven für die Betroffenen ebenso wie für die Arbeitgeber völlig unklar. 

Darüber hinaus sind die Hürden der Beschäftigungsduldung so hoch, dass die 
Regelung für nur wenige Personen in Frage kommen wird. So muss der Be-
troffene seit mindestens zwölf Monaten im Besitz einer Duldung sein und seit 
mindestens 18 Monaten eine sozialversicherungspflichtige Tätigkeit mit einer 
regelmäßigen Arbeitszeit von mindestens 35 Stunden pro Woche ausüben. 
Ferner muss der Lebensunterhalt innerhalb der letzten 12 Monate vor Bean-
tragung der Ausbildungsduldung vollständig gesichert gewesen und auch 
weiterhin gesichert sein. Weitere Anforderungen, wie mindestens ausreichen-
de Kenntnisse der deutschen Sprache, kommen hinzu. 

Absehbar ist lediglich, dass gut integrierte Beschäftigte mit der Situation kon-
frontiert werden, keine weitere Aufenthaltserlaubnis zu erhalten. Dies ent-
spricht bereits dem heutigen Status Quo und wird das gesetzliche Ziel, die At-
traktivität Deutschlands für ausländische Fachkräfte zu stärken, lediglich kon-
terkarieren. 

Die Bundesregierung selbst geht in Kap. 4 zum Erfüllungsaufwand des Ge-
setzes davon aus, dass aufgrund der neuen Regelungen zusätzlich schät-
zungsweise 22.000 qualifizierte Fachkräfte aus Drittstaaten eine Erwerbstätig-
keit in Deutschland aufnehmen werden. Den oben dargestellten Auswirkun-
gen des demografischen Wandels und den daraus resultierenden Anforde-



 

           
    

 
        

          
         

            
        

       
 

        
        

         
    

 
           

         
      

          
        
           

        
 

           
            

    
 
          

         
           

          
    

 
           

         
     

 
             

        
           

        
        

           
          

          
  

rungen an eine hinreichende Anzahl an Pflegekräften kann auf diese Weise 
absehbar nicht entsprochen werden. 

Durch die anstehende Reform des Aufenthaltsgesetzes werden Chancen 
vermutlich nur für Wenige entstehen. Grundsätzlich scheint auf Seiten der 
Bundesregierung die Sorge zu überwiegen, dass die neu geschaffenen Mög-
lichkeiten des Zuzugs vor dem Hintergrund einer bereits - dem Wortlaut des 
Gesetzes nach - „herausgeforderten Integrationsfähigkeit der Gesellschaft“ als 
Möglichkeit zu einem illegalen Aufenthalt genutzt werden. 

Wenn aber in dieser Weise argumentiert und entsprechende Handlungsmög-
lichkeiten bzw. gesetzliche Regelungen geplant werden, verdeutlicht dies, 
dass weder die tatsächlichen Anforderungen der Pflegebranche noch deren 
Herausforderungen verstanden wurden. 

Der Personalnotstand in der Altenpflege braucht aus Sicht des DEVAP keine 
angstbesetzte Bürokratie. Vielmehr benötigt er mutige, pragmatische und auf 
Nachhaltigkeit ausgerichtete Lösungsvorschläge. Wer nach Deutschland 
kommt und die Anforderungen erfüllt, muss einen sicheren und dauerhaften 
Aufenthaltstitel erhalten und ebenfalls mit verlässlichen Regelungen zum Fa-
miliennachzug rechnen können. Nur so kann neben einer Integration in den 
Arbeitsmarkt auch eine Integration in die Gesellschaft gelingen. 

Der DEVAP fordert mit Blick auf die Einwanderung und Beschäftigung von 
Mitmenschen aus dem Ausland für den Bereich der Pflege in Deutschland und 
bezüglich des geplanten Fachkräfteeinwanderungsgesetzes: 

• Die vorgesehenen Regelungen zur sog. Ausbildungsduldung gem. §60 b 
AufenthG und die Einführung der sog. Beschäftigungsduldung nach §60c 
AufenthG sind zu überarbeiten bzw. neu zu gestalten - insbesondere mit 
Blick auf die Identitätsprüfung, die den Zugang zur Ausbildungsduldung in 
nicht hinnehmbarer Weise erschwert. 

• Zugleich ist für die Dauer der Ausbildung bzw. zu Ausbildungszwecken ei-
ne gesicherte Aufenthaltserlaubnis zu erteilen, um für alle am Ausbil-
dungsverhältnis Beteiligten Rechtssicherheit zu gewährleisten. 

• Die angestrebte Änderung von §17 a AufenthG zu §16 d AufenthG ist 
grundsätzlich zu begrüßen. Personen mit noch nicht anerkannten Ausbil-
dungen können danach im Beruf arbeiten, wenn gewährleistet ist, dass sie 
innerhalb von höchstens zwei Jahren die fehlenden Qualifikationen be-
rufsbegleitend nachholen. Nicht nachvollziehbar ist allerdings, dass diese 
Erleichterung nicht in vollem Umfang für den Pflegebereich gilt. Denn für 
Pflegefachkräfte aus dem Ausland ist nicht verständlich, dass sie als Pfle-
gehelferinnen und -helfer zu arbeiten haben, bis sie die fehlenden Qualifi-
kationen erlangen. 



 

 

           
           

       
         

          
             

            
 

            
           

           
        

          
        

           
       

     
 

      
           

 
 

   
 

 
 

    
 

    

Mit Blick auf die Gewinnung von Pflegefachkräften aus dem Ausland setzt 
sich der DEVAP zudem mit deutlichem Nachdruck dafür ein, wirksam und 
nachhaltig mit jenen Ländern zusammenzuarbeiten, aus denen Pflegefach-
kräfte nach Deutschland kommen. Denn der Weggang von Pflegefachkräften 
mit dem Ziel, in Deutschland berufstätig zu werden, hat spürbare Auswirkun-
gen auch auf die Lage der Pflege in den davon betroffenen Heimatländern, in 
denen es zum großen Teil schon heute ebenfalls zu wenig Pflegekräfte gibt. 

Der DEVAP setzt sich dafür ein, z. B. Maßnahmen für eine verstärkte Pflege-
ausbildung in Staaten, die nicht der Europäischen Union angehören, zügig in 
die Wege zu leiten, damit Pflegekräfte, die nach Deutschland kommen, bereits 
einen anerkannten Abschluss mitbringen. Zugleich sind langfristige Formen 
der bilateralen Zusammenarbeit zu prüfen, bei der sich Deutschland nicht 
zuletzt an der Finanzierung von Ausbildungsprojekten in Partnerstaaten betei-
ligen soll. Gleiches gilt für die Frage nach einer Befristung von Beschäfti-
gungsverhältnissen in Deutschland, damit Pflegefachkräfte die Möglichkeit 
haben, in ihre Heimat zurückzukehren. 

Für einen weiteren Gedankenaustausch zum geplanten Fachkräfteeinwande-
rungsgesetz steht Ihnen der DEVAP auch in Zukunft jederzeit gerne zur Ver-
fügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

gez. 

Dr. Bodo de Vries 

Vorstandsvorsitzender DEVAP e. V. 




